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Verordnung zur Änderung 

der Verordnung über den Erholungsurlaub der Bundesbeamten und Bundesriehter 
sowie der Verordnung über den Erholungs- und Heimaturlaub 
der im Ausland tätigen Bundesbeamten 1 ) 

Vom 4. Oktober 1962 


Auf Grund des § 80 Nr. 3, des § 89 Abs. 1 Satz 2 
und Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes in'der Fas¬ 
sung der Bekanntmachung vom 1. Oktober 1961 
(Bundesgeselzbl. I S. 1801) und des § 46 des Deut¬ 
schen Richtergesetzes vom 8. September 1961 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1665) verordnet die Bundesregie¬ 
rung: 

§ 1 

Die Verordnung über den Erholungsurlaub der 
Bundesbeamten und Bundesrichter vom 6. August 
1954 (Bundesgesetzbl. I S. 243) -) wird wie folgt ge¬ 
ändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

.5 3 

Wartezeit 

Erholungsurlaub kann erst sechs Monate, im 
Falle des § 5 Abs. 3 erst drei Monate nach der 
Einstellung in den öffentlichen Dienst (Wartezeit) 


beansprucht werden. Er kann vor Ablauf der 
Wartezeit gewährt werden, wenn besondere 
Gründe dies erfordern." 

2. § 5 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 


„(1) Der Urlaub 
jahr in 

beträgt 

für jedes 

Urlaubs- 


Altcrs- 

Alters¬ 




abt. 2 


1 ciubs- Besoldungs¬ 


b vo Z lT- m 

HbL3 

klasse gruppe 


endeten 

40 Jahre 


30 Leben« 
jahr 

jahr 




Werktage 


A A 1 bis A 6 

16 

22 

27 

B A 7 bis A10 

18 

24 

30 

C All bis A14 

22 

27 

32 

D A15 und darüber 

25 

32 

36." 

3. § 5 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 


„(3) Der Urlaub 

der Beamten, die zi 

i Beginn 


des Kalenderjahres, in dem das Urlaubsjahr be- 


2030-2-3 und 2030-2-4. 
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ginnt, noch nicht 18 Jahre alt sind, beträgt für 
dieses Urlaubsjahr einheitlich 24 Werktage; er 
soll zusammenhängend gegeben werden und ist 
innerhalb des Urluubsjahros zu gewähren. Beruls- 
schulpllichligen Beamten soll er in der Zeit der 
Berufsschulferien gewährt werden. Soweit er nicht 
in diese Zeit tälll, ist für jeden Berufssdiultag, 
an dem die Unlerrichlszeit einschließlich der Pau¬ 
sen mindestens 6 Stunden beträgt, ein weiterer 
Urlaubstag zu gewähren." 

4. In § 5 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Werktage im Sinne dieser Verordnung 
sind alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder ge¬ 
setzliche Feiertage sind. Wenn die Arbeitszeit so 
eingeteilt ist, daß regelmäßig einzelne Werktage 
dienstfrei sind, werden diese anteilig auf die 
Urlaubsdnuer angerechnet." 

5. § 10 erhält folgende Fassung: 

„§ 10 

Heilkur, Badekur 

Urlaub für eine Heilkur, deren Notwendigkeit 
durch ein amts- oder vertrauensärztliches Zeug¬ 
nis nachgewiesen ist, und Urlaub zur Durchfüh¬ 
rung einer auf Grund des § 11 Abs. 2 des Bundes- 
versorgungsgeselzes versorgungsärztlich verord¬ 
nten Badekur ist auf den Erholungsurlaub nicht 
anzurechnen." 

Bonn, den 4. Oktober 1962 


6. In den §§ 11, 12 und 13 wird'das Wort „Arbeits¬ 
tagen" durch das Wort „Werktagen" ersetzt. 

7. In § 14 wird das Wort „Bundesrichter“ durch die 
Worte „Richter im Bundesdienst" ersetzt. 

§ 2 

Die Verordnung über den Erholungs- und Heimat¬ 
urlaub der im Ausland tätigen Bundesbeamten vom 

8. September 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 574) 3 ) wird 
wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 wird das Wort „Arbeitstage" durch 
das Wort „Werktage“ ersetzt. 

2. In § 6 wird folgender Absatz 5 angeiügt: 

„(5) Wird ein Beamter an einen Dienstort ver¬ 
setzt, an dem kein Heimaturlaub gewährt wird, 
oder scheidet er aus dem Dienst aus, so wird sein 
Heimaturlaub um zwanzig vom Hundert gekürzt." 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 201 des Bundes¬ 
beamtengesetzes auch im Land Berlin. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 
1962 in Kraft. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzler: 
Ludwig Erhard 

Der Bundesminister des Innern 
II ö c h e r 1 


Für den Bundesminister der Justiz 
Der Bundesminister des Innern 
Höcherl 

Der Bundesminister des Auswärtigen 
Dr. Schröder 


Der Bundesminister der Finanz: 
Dr. Starke 
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Verkündungen im Bundesanzeiger 

Gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 30. Januar 1950 
(Bundesgesetzbl. S. 23) wird auf folgende im Bundes anzeiger verkündete Rechtsverordnung nachrichtlich 
hingewiesen: 

Verkündet im Tag des 

Bezeichnung der Verordnung Bundesanzeiger . Inkraft- 

Nr. vom tretens 


Verordnung PR Nr. 6/62 zur Änderung der Verordnung 
PR Nr. 1/61 über den Einheitsgebührentarif für die Rollfuhr 
von Stückgut, Wagenladungen und Expreßgut 

Vom 28. September 1962 189 4.10.62 5.10.62 


Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzblatt Teil III 


Sachgebiet I (Staats- und Verfassungsrecht) 


- Folge 6 — Stand 1. 8. 1959 

ht — 11 Staatliche Organisation — 12 Verfassungs- 
idesgrenzsdiutz (8,96 DM und 0.50 DM Versandge- 


14. Lieferung — Folge 9 — Stand 15. 4. 1960 

24 Vertriebene, Flüchtlinge, Evakuierte, politische Häftlinge x 
Vermißte (2,10 DM und 0,25 DM Versandgebühren) 

15. Lieferung — Folge 40 —■ Stand i. 5. 1962 

25 Wiedergutmachung nationalsozialistischen Unrechts — 250 Rii 
erstattung — 251 Entschädigung (9,54 DM und 0,35 DM Versa 
gebühren) 


4. Lieferung (1. Teil) - Folge 43 - Stand 1.7. 1962 
203 Recht der im Dienst des Bundes und der bundesunmittelbaren 
Körperschaften des öffentlichen Rechts stehenden Personen — 2034 
Angestellte und Arbeiter, Arbeitsbedingungen der Arbeitnehmer — 


5. Lieferung — Folge 13 - Stand 15. 6. 1960 
210 Paß-, Ausweis- und Meldewesen — 211 Personenstandswesen 
(1,40 DM und 0,20 DM Versandgebühren) 


1. Lieferung — Folge 1 - Stand 15. 7. 1958 

300 Gerichtsverfassung — 301 Richter — 302 Entlastung der Gerichte, 
Rechtspflegei (1,54 DM und 0,15 DM Versandgebühren) 

2. Lieferung — Folge 2 — Stand 1. 8. 1958 

310 Zivilprozeß, Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung — 

311 Vergleich, Konkurs, Einzelgläubigeranfechtung (7,21 DM und 
0,25 DM Versandgebühren) 

3. Lieferung — Folge 3 — Stand i. 12. 1958 

312 Strafverfahren, Strafvollzug, Strafregister — 313 Haftentschädi¬ 
gungen, Gnadenrecht — 314 Auslieferung und Durchführung (3,92 DM 
und 0,15 DM Versandgebühren) 

4. Lieferung — Folge 4 — Stand 15. 1. 1959 

315 Freiwillige Gerichtsbarkeit — 316 Verfahren bei Freiheitsentzie¬ 
hungen — 317 Verfahren in Landwirtschaftssachen — 318 Beglaubi¬ 
gung öffentlicher Urkunden (2,80 DM und 0,15 DM Versandgebühren) 


6. Lieferung — Folge 17 - Stand 1. 


5. Lieferung — Folge 15 — Stand 15. 10. 1960 

32 bis 35 Gerichte für besondere Sachgebiete (i 
Versandgebühren) 

6. Lieferung - Folge 5 - Stand 1. 3. 1959 




















